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Mitglieder-Info Nr. 20/2013 

 

Feststellung der Erwerbsfähigkeit nach § 44a SGB II  

hier:  Antwort der Bundesregierung auf eine kleine Anfrage im Bundestag  
(BTDrs. 17/13857) 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nach § 44a SGB II stellt die Agentur für Arbeit fest, ob der oder die Arbeitsuchende erwerbs-
fähig ist. Bei einem Widerspruch eines anderen Trägers, der bei voller Erwerbsminderung 
zuständig wäre, ist eine gutachterliche Stellungnahme einzuholen, die von dem zuständigen 
Träger der Rentenversicherung zu erstellen ist. Dieses Gutachten ist dann verbindlich für die 
Agentur für Arbeit sowie für die weiteren Leistungsträger (§ 44a Abs. 2 SGB II).  

Dieses Verfahren ist im Rahmen einer kleinen Anfrage von der Fraktion DIE LINKE hinterfragt 
worden.  

Da diese Regelung zur Feststellung der Erwerbsfähigkeit bei negativer Entscheidung für die 
überörtlichen Träger als mögliche Leistungsträger im Arbeitsbereich der Werkstatt für behin-
derte Menschen Auswirkungen haben kann, habe ich Ihnen als Anlage die Antwort der Bun-
desregierung zur Kenntnis beigefügt. 

Neben einer grundsätzlichen Beschreibung des Verfahrens und dem Vergleich zu dem vorher 
geltenden Verfahren (Einigungsstelle) enthält die Antwort der Bundesregierung auch einige 
statistische Angaben zur Anzahl, Bewilligung und Ablehnung der Anträge auf Erwerbsminde-
rungsrente.  
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BAGüS 
Bundesarbeitsgemeinschaft  
der überörtlichen Träger der Sozialhilfe 

Die unter Berücksichtigung des Themas der sogenannten „Seiteneinsteiger in Werkstätten für 
behinderte Menschen“ interessante Frage Nr. 19, 

in wie vielen Fällen Arbeitslose im Leistungsbezug des SGB II oder SGB III zur Fest-
stellung der Erwerbsfähigkeit von amtsärztlichen Diensten mit welchem Ergebnis un-
tersucht worden sind, 

weist die Bundesregierung darauf hin, dass die Einschaltung des ärztlichen Dienstes nach 
dem SGB III und seit 2005 nach dem SGB II grundsätzlich im Einzelfall zur Beurteilung der 
Leistungsfähigkeit betroffener Personen erfolge. Soweit dies im Einzelfall für Entscheidungen 
im Rechtskreis SGB II erforderlich sei, würde der ärztliche Dienst seit dem Jahr 2005 auch 
beauftragt, die Frage nach der Erwerbsfähigkeit im Sinne des § 8 SGB II zu beurteilen. Über 
die Anzahl dieser Fälle gäbe es im ärztlichen Dienst keine statistischen Auswertungen.  

 
Mit freundlichen Grüßen  

gez.: 

Matthias Krömer 


